
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jürgen Trittin, Matthias Gastel, Stefan 
Gelbhaar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 19/27705 –

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der Ortsumgehungen Duderstadt und
Ferna-Teistungen im Bundesverkehrswegeplan 2030 – Bedarfsfeststellung
und erreichter Planungsstand

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das gültige Fernstraßenausbaugesetz sieht zwischen Obernfeld in Nieder-
sachsen und Ferna in Thüringen die Verlegung bzw. den Neubau der Bundes-
straße 247 (B 247) vor. Als Teil der Verbindung Duderstadt–Göttingen (Ver-
bindung Mittelzentrum–Oberzentrum) ging im Oktober 2015 die Ortsumge-
hung des Duderstädter Ortsteils Westerode (Verkehrseinheit 2) in Betrieb.

Im Zuge der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP 2030) 
führte der Bund eine umfassende Neubewertung der weiteren Straßenbauvor-
haben durch, die bisher im Verlauf der B 247 geplant sind. Am 21. März 2016 
startete die Bundesregierung mit der Auslegung der umfangreichen Unter-
lagen des ersten Entwurfs des BVWP 2030 die Öffentlichkeitsbeteiligung.

Bei der Nutzen-Kosten-Untersuchung ermittelten die vom Bund beauftragten 
Gutachter beim besagten Straßenbauprojekt (Projekt B247-G10-NI-TH) einen 
Barwert des Nutzens in Höhe von 58,30 Mio. Euro sowie bewertungsrelevante 
Investitionskosten in Höhe von 77,67 Mio. Euro. Das Nutzen-Kosten-Verhält-
nis hätte der Bund demnach mit 0,87 ausweisen müssen (Quotient aus Nutzen 
und Kosten). Damit wäre das besagte Straßenbauvorhaben nach den einschlä-
gigen Regelungen der Bundeshaushaltsordnung nicht bauwürdig und dürfte 
vom Bund nicht finanziert werden. Tatsächlich wiesen die ausgelegten Unter-
lagen aber ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 2,0 aus.

Auf die Schriftliche Frage 99 des Abgeordneten Jürgen Trittin auf Bundes-
tagsdrucksache 18/8523, in der dieser fragte, wie sich die Bundesregierung 
das Zustandekommen des Nutzen-Kosten-Verhältnisses erkläre, antwortete die 
Bundesregierung, dass das im Dossier zum Projekt B 247, Gieboldehausen 
(B 27)–AS Leinefelde-Worbis (A 38) ausgewiesene Nutzen-Kosten-Verhältnis 
im Rahmen der laufenden Aktualisierung des BVWP-2030-Entwurfs noch 
überprüft und in geeigneter Weise ergänzt bzw. berichtigt werde.

Der am 3. August 2016 vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf des BVWP 
2030 enthielt bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der Teilprojekte im Ver-
lauf der B 247 schließlich völlig andere Werte, die nach Ansicht der Fragestel-
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ler von den Angaben des ersten Entwurfs massiv abwichen, ohne dass diese 
nachvollziehbar wären.

Anlässlich der Anhörung zum Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung 
des Fernstraßenausbaugesetzes am 9. November 2016 stellte der geladene 
Sachverständige Wulf Hahn (RegioConsult. Verkehrs- und Umweltmanage-
ment Wulf Hahn & Dr. Ralf Hoppe GbR) in seinem Vortrag anhand eines 
tabellarischen Vergleichs fest, dass bei der B 247 die Berechnungsergebnisse 
zwischen dem ersten Entwurf und dem Kabinettsbeschluss abweichen und in 
nicht nachvollziehbarer Weise geändert worden seien (z. B. bei den Para-
metern Betriebsführungskosten, Verkehrssicherheit und Geräuschbelastung 
außerorts) (vgl. Ausschussdrucksache 18(15)391-C, Stellungnahme zur öffent-
lichen Anhörung – 87. Sitzung des Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur).

Die Fragesteller halten daher das ausgewiesene die Nutzen-Kosten-Verhältnis 
im Falle der B 247 bis heute für nicht belastbar, da zwischen März und August 
2016 durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur Ver-
änderungen vorgenommen wurden, die bisher nicht belegt wurden.

Bestätigt wird diese Auffassung durch eine Äußerung des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Enak Ferlemann, die dieser anlässlich eines Besuchs in Duder-
stadt bei einem Zusammentreffen mit dem dortigen Bürgermeister am 26. Juli 
2016 machte. Bezogen auf die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gibt ihn das 
Stadtradio Göttingen wie folgt wieder: „Obwohl das Projekt bei einer Nutzen-
Kosten-Analyse rausgefallen wäre, so Ferlemann, konnte das Verkehrsminis-
terium von der Dringlichkeit überzeugt werden.“ (Stadtradio Göttingen, 
26. Juli 2016 – https://www.stadtradio-goettingen.de/redaktion/nachrichtenarc
hiv/2016/juli_2016/ortsumfahrung_duderstadt_staatssekretaer_ferlemann_im_
gespraech_mit_buergermeister_nolte/).

Neben der offenbar nicht belegten Wirtschaftlichkeit des Vorhabens zeigen die 
Ergebnisse der umwelt- und naturschutzfachlichen Beurteilung abschnitts-
weise eine hohe Umweltbetroffenheit. In der raumordnerischen Beurteilung 
(Modul C) wurde festgestellt, dass das Vorhaben „nicht bewertungsrelevant“ 
ist, und im Modul D (städtebauliche Beurteilung) ergibt sich „keine städtebau-
liche Bedeutung“. Dazu passt, dass die Verkehrsprognose 2030 für den Be-
zugsfall (also bei Nichtrealisierung des Vorhabens) mit 4 000 Kfz/24 h bei 
Ferna und 5 000 Kfz/24 h (jeweils DTVw – durchschnittlicher Verkehr an 
Werktagen) im Bereich der Landesgrenze Thüringen/Niedersachsen (mittlere 
Verkehrsbelastung: 5 000 Kfz/24 h) nur eine sehr geringe Verkehrsbelastung 
ausweist. Die Dauerzählstelle der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) bei 
Ferna weist zudem tatsächlich einen Rückgang des Verkehrsaufkommens zwi-
schen 2004 und 2018 von 22,8 Prozent auf (von 8 462 auf 6 533 Kfz/24 h). 
Mit minus 45,1 Prozent (von 781 auf 429 SV/24 h) war der Rückgang beim 
Schwerverkehr besonders stark ausgeprägt. Vor diesen Hintergründen ist aus 
Sicht der Fragesteller ein Bedarf für das Straßenbauvorhaben nicht zu er-
kennen und das Projekt zudem nicht bauwürdig, sodass eine Korrektur der 
Bedarfsfeststellung im Zuge der Bedarfsplanüberprüfung unumgänglich ist.

 1. Wie erklärt sich die Bundesregierung das Zustandekommen des Nutzen-
Kosten-Verhältnisses von 2,0 – wie es bei der Vorstellung des ersten Ent-
wurfs des Bundesverkehrswegeplans 2030 im März 2016 vorgestellt 
wurde – beim Gesamtprojekt B 274 Gieboldehausen (B 27)–AS Leine-
felde-Worbis (A 38) (Projektnummer: B247-G10-NI-TH) bei einem Bar-
wert des Nutzens von 58,3 Mio. Euro und einem Barwert der bewer-
tungsrelevanten Investitionskosten 67 Mio. Euro, und warum hat die 
Bundesregierung bei der Vorstellung des ersten Entwurfs des BVWP 
2030 auf eine nach Auffassung der Fragesteller korrekte Angabe des 
Nutzen-Kosten-Verhältnisses – das zu diesem Zeitpunkt bei 0,87 lag – 
verzichtet?
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 2. Warum hat die Bundesregierung auf eine spätere Korrektur des Nutzen-
Kosten-Verhältnisses auf Basis der Berechnungen bzw. Nutzen- und 
Kostenwerte vom März 2016 verzichtet?

 3. Welche Parameter auf der Nutzenseite des Projekts Projekt B247-G10-
NI-TH wurden seitens des Bundes zwischen dem Beginn der Auslegung 
des BVWP 2030 im März (Öffentlichkeitsbeteiligung) und dem Kabi-
nettsbeschluss des BVWP 2030 am 3. August 2016 in welcher Weise 
verändert (bitte Werte vom März und August 2016 gegenüberstellen, 
bitte ggf. nach Teilprojekt 1 (OU Obernfeld-Mingerode), Teilprojekt 2 
(OU Duderstadt) und Teilprojekt 3 (OU Ferna-Teistungen) differenzie-
ren)?

 4. Warum hat die Bundesregierung aufgrund der Tatsache, dass der Barwert 
des Nutzens 58,30 Mio. Euro betrug sowie bewertungsrelevante Investi-
tionskosten in Höhe von 77,67 Mio. Euro festgestellt wurden, das Nut-
zen-Kosten-Verhältnis nach Ansicht der Fragesteller fälschlicherweise 
mit 2,0 ausgewiesen und nicht wie rechnerisch erforderlich mit 0,87?

 5. Was war der Grund dafür, dass die Bundesregierung die Bewertungs-
ergebnisse bei besagtem Straßenbauvorhaben bei zahlreichen Parametern 
zwischen dem ersten Entwurf des BVWP 2030 vom März 2016 und der 
im Bundeskabinett am 3. August 2016 beschlossenen Fassung des 
BVWP 2030 nach Ansicht der Fragesteller massiv veränderte?

 6. Was war der Grund dafür, dass insbesondere die Parameter Betriebs-
führungskosten, Verkehrssicherheit und Geräuschbelastung außerorts bei 
den besagten Vorhaben im Verlauf der B 247 nach Ansicht der Frage-
steller so massiv verändert wurden, dass das Nutzen-Kosten-Verhältnis 
entsprechend höher ausfallen musste?

 7. Warum hat die Bundesregierung die in der Antwort auf die Schriftliche 
Frage 99 auf Bundestagsdrucksache 18/8523, S. 68/69 angekündigte Be-
richtigung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses bis heute unterlassen, und 
bis wann soll diese nachgeholt werden?

Die Fragen 1 bis 7 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Am 16. März 2016 hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) den Entwurf des Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP 
2030) vorgestellt. Darin sind eine Nord-Ortsumgehung (N-OU) Duderstadt und 
eine Süd-Ortsumgehung (S-OU) Duderstadt in Niedersachsen sowie ein Neu-
bau zwischen Ferna bis Teistungen im Zuge der B 247 in Thüringen enthalten. 
Im Projektinformationssystem PRINS des BMVI ist zudem eine Gesamtschau 
der Vorhaben (Gieboldehausen (B 27) – AS Leinefelde – Worbis (A 38)) darge-
stellt.
Fachgutachter des BMVI haben die o. g. Projekte auf Basis der von den Län-
dern Niedersachsen und Thüringen zur Verfügung gestellten Projektanmelde-
daten einer gesamtwirtschaftlichen Projektbewertung unterzogen. Demnach 
wurden für die im Entwurf des BVWP 2030 vom 16. März 2016 zunächst zu-
sammen bewerteten N-OU Duderstadt und S-OU Duderstadt ein Nutzen-
Kosten-Verhältnis (NKV) von 2,0 und für den unabhängig davon bewerteten 
Abschnitt zwischen Ferna bis Teistungen ein NKV von 2,2 ermittelt.
Wie in der Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 18/8523 
dargelegt, hat das BMVI die besagten Maßnahmen überprüft. Die Prüfung er-
gab, dass die N-OU Duderstadt eine für sich eigenständige Verkehrswirksam-
keit entfaltet, während die S-OU Duderstadt und der Neubau zwischen Ferna 
bis Teistungen wegen ihrer engen räumlich-verkehrlichen Verknüpfung (Bau-
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ende bzw. Baubeginn schließen aneinander an) länderübergreifend zu betrach-
ten waren. Bei der nachfolgenden Neubewertung der besagten Maßnahmen 
wurden daher die S-OU Duderstadt zusammen mit dem Folgeabschnitt Ferna 
bis Teistungen sowie die N-OU Duderstadt gesondert betrachtet.
Der Projektzuschnitt hat Einfluss auf die verkehrlichen Wirkungen im Netz. 
Daher hat das BMVI eine Neubewertung der Vorhaben durchgeführt. Die Er-
gebnisse der Neubewertung – einschließlich der Teilergebnisse für Betriebs-
führungskosten, Verkehrssicherheit und Geräuschbelastung – hat das BMVI in 
PRINS dargestellt und die NKV-Bewertungen in dem vom Bundeskabinett am 
3. August 2016 beschlossenen BVWP 2030 veröffentlicht. Darin wurden für 
die N-OU Duderstadt ein NKV von 1,1 sowie für die S-OU Duderstadt und den 
Neubau zwischen Ferna bis Teistungen ein NKV von 2,0 ermittelt.
Die Darstellung eines projektübergreifenden NKV, der auch die N-OU Duder-
stadt und ggf. noch weitere Maßnahmen entlang der B 247 einschließt, war 
zum Nachweis der Bauwürdigkeit der untersuchten Maßnahmen nicht erforder-
lich. Ein NKV für den Abschnitt Gieboldehausen (B 27) – AS Leinefelde – 
Worbis (A 38) ist daher sowohl im Entwurf des BVWP 2030 als auch in dem 
vom Bundeskabinett beschlossenen BVWP 2030 nicht enthalten.

 8. Hat die Bundesregierung die Unterlagen des Sachverständigen Wulf 
Hahn (RegioConsult) aus der Sachverständigenanhörung zum Fern-
straßenausbaugesetz am 9. November 2016 (s. Ausschussdrucksache 
18(15)391-C, Stellungnahme zur ÖA – 87. Sitzung des Ausschusses für 
Verkehr und digitale Infrastruktur) zum Anlass genommen, die Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung zur B 247 auf ihre Plausibilität zu überprü-
fen?

Wenn nein, warum nicht?

Der Deutsche Bundestag hat am 2. Dezember 2016 das Sechste Gesetz zur 
Änderung des Fernstraßenausbaugesetzes beschlossen. Eine neuerliche Über-
prüfung der Projektbewertungen für die N-OU Duderstadt, für die S-OU 
Duderstadt und den Neubau zwischen Ferna und Teistungen war nicht ver-
anlasst.

 9. Gab es in den Jahren 2015 und 2016 Gespräche zwischen dem Bundes-
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur und dem Bürger-
meister der Stadt Duderstadt sowie dem Vorsitzenden der Verwaltungs-
gemeinschaft Lindenberg-Eichsfeld, bei denen die Ortsumgehungen 
Duderstadt und Ferna-Teistungen Gegenstand waren?

Wenn ja, welche Inhalte wurden in den besagten Gesprächen erörtert 
(bitte Art, Gegenstand des Gesprächs und teilnehmende Personen genau 
angeben)?

Am 26. Juli 2016 fand ein Gespräch zwischen dem Parlamentarischen Staats-
sekretär Enak Ferlemann und dem Oberbürgermeister der Stadt Duderstadt, 
Herrn Nolte, zur verkehrlichen Bedeutung des länderübergreifenden Projekts 
für die gesamte Region statt. Mit Verweis auf die laufenden Planfeststellungs-
verfahren in Niedersachsen und Thüringen wurden zu detaillierten inhaltlichen 
Aspekten keine Aussagen getroffen.
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10. Warum hält die Bundesregierung an einem Straßenbauvorhaben fest, von 
dem Staatssekretär Enak Ferlemann öffentlich erklärt, dass es bei einer 
Nutzen-Kosten-Analyse rausgefallen wäre (s. Stadtradio Göttingen, 
26. Juli 2016, https://www.stadtradio-goettingen.de/redaktion/nachrichte
narchiv/2016/juli_2016/ortsumfahrung_duderstadt_staatssekretaer_ferle
mann_im_gespraech_mit_buergermeister_nolte/)?

11. Was hat Staatssekretär Enak Ferlamann mit der im Stadtradio Göttingen 
wiedergegebenen Aussage konkret gemeint, und was waren die aus-
schlaggebenden Gründe dafür, dass die Bundesregierung trotz nach Auf-
fassung der Fragesteller nachgewiesener Unwirtschaftlichkeit der Orts-
umgehungen im besagten Abschnitt der B 247 „von der Dringlichkeit der 
Vorhabens überzeugt werden“ konnte („Obwohl das Projekt bei einer 
Nutzen-Kosten-Analyse rausgefallen wäre, so Ferlemann, konnte das 
Verkehrsministerium von der Dringlichkeit überzeugt werden.“ Vgl. 
Stadtradio Göttingen, 26. Juli 2016 – https://www.stadtradio-goettinge
n.de/redaktion/nachrichtenarchiv/2016/juli_2016/ortsumfahrung_duderst
adt_staatssekretaer_ferlemann_im_gespraech_mit_buergermeister_no
lte/)?

12. Auf welche Tatsachen gründete Staatssekretär Enak Ferlemann seine im 
Stadtradio Göttingen wiedergegebenen Aussagen zur Unwirtschaftlich-
keit der Ortsumgehungen Obernfeld-Mingerode, Duderstadt und Ferna-
Teistungen, und warum sortierte die Bundesregierung das Straßenvor-
haben nach Feststellung seiner Unwirtschaftlichkeit nicht aus und ord-
nete es folgerichtig der Kategorie „kein Bedarf“ zu?

Die Fragen 10 bis 12 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
In dem vom Bundeskabinett am 3. August 2016 beschlossenen BVWP 2030 
sind die N-OU Duderstadt, die S-OU Duderstadt und der Neubau zwischen 
Ferna bis Teistungen mit wirtschaftlichem NKV enthalten. Im Übrigen wird auf 
die Antworten zu den Fragen 1 bis 7 verwiesen.

13. Welche Kosten hat das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur bzw. die niedersächsische Straßenbauverwaltung für die 
jeweiligen Kostenermittlungsstufen (Kostenrahmen, Kostenschätzung, 
Kostenberechnung, Kostenanschlag) im Laufe der unterschiedlichen 
Planungs- und Projektphasen für die Ortsumgehung Duderstadt (VKE 3) 
bisher ermittelt (bitte jeweils einzeln für jede Kostenermittlungsstufe 
unter Angabe des Datums benennen)?

14. Mit welchem Kostenrahmen hatte die Bundesregierung die Ortsum-
gehung Duderstadt (VKE 1, VKE 2, VKE 3) und Ferna-Teistungen erst-
mals in den Bundesverkehrswegeplan bzw. das Fernstraßenausbaugesetz 
aufgenommen (bitte für jede Verkehrseinheit gesondert angeben)?

15. Von welchen aktualisierten Gesamtkosten geht die Bundesregierung bei 
der Ortsumgehung Duderstadt (B 247, VKE 3) derzeit aus, und wie viele 
Kostenfortschreibungen bzw. Kostenschätzungen hat es bisher gegeben 
(bitte alle Kostenfortschreibungen mit Zeitpunkt und jeweiligen fortge-
schriebenen Baukosten angeben)?
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16. Von welchen aktualisierten Gesamtkosten geht die Bundesregierung bei 
der Ortsumgehung Ferna-Teistungen (B 247) derzeit aus, und wie viele 
Kostenfortschreibungen hat es bisher gegeben (bitte alle Kostenfort-
schreibungen mit Zeitpunkt und jeweiligen fortgeschriebenen Baukosten 
angeben)?

Die Fragen 13 bis 16 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Im BVWP 1992 war der Gesamtstreckenzug der B 247 von der A 38 in Thürin-
gen bis südlich der B 27 in Niedersachsen als länderübergreifende Maßnahme 
der Dringlichkeit „Vordringlicher Bedarf“ enthalten. Einzelne Ortsumgehungen 
waren dort nicht ausgewiesen, da die B 247 in diesem Bereich auf ganzer 
Länge vollständig als Verlegung vorgesehen war. Die Projektkosten für den Teil 
Thüringen betrugen 33 Mio. DM, davon 3 Mio. DM für den Grunderwerb und 
für den Teil Niedersachsen 20 Mio. DM, davon 2 Mio. DM für den Grund-
erwerb.
Am 20. Oktober 2000 wurde die Linie der B 247 von der A 38 bis südlich der 
B 27 länderübergreifend vom BMVI bestimmt.
Im BVWP 2003 waren die Ortsumgehung Teistungen und die Ortsumgehung 
Ferna als separate Maßnahmen ausgewiesen. Die Planung, die Anmeldung zum 
BVWP 2030 und die Planfeststellung erfolgten bzw. erfolgen aufgrund ihres 
territorialen Zusammenhangs gemeinsam. Zur Vergleichbarkeit wurden die 
Kosten aus dem BVWP 2003 addiert.

BVWP 2003
Stand:

01.01.2002
(Mio. Euro)

Vorentwurf
Stand:

16.06.2011
(Mio. Euro)

BVWP 2030
Stand:

01.01.2014
(Mio. Euro)

Thüringen
Teistungen – Ferna
Gesamtkosten 16,872 25,638 27,400

 

BVWP 2003
Stand:

01.01.2002
(Mio. Euro)

Vorentwurf
Stand:

16.06.2011
(Mio. Euro)

BVWP 2030
Stand:

01.01.2014
(Mio. Euro)

1. KoFo *)
Stand:

23.01.2015
(Mio. Euro)

2. KoFo *)
Stand:

20.09.2018
(Mio. Euro)

Niedersachsen
Duderstadt (Südteil, OU Gerblingerode)
Gesamtkosten 20,000 31,880 33,800 37,025 41,678

*) KoFo: Kostenfortschreibung
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17. Wie verteilen sich in der aktuellen Kostenfortschreibung die Baukosten 
auf die relevanten Gewerke (bitte für die Ortsumgehung Duderstadt, 
VKE 3 und Ferna-Teistungen gesondert angeben)?

Die zuletzt genehmigten Kosten für OU Teistungen-Ferna sind die Kosten des 
Vorentwurfs. Die Kosten verteilen sich gemäß Anweisung zur Kostenermitt-
lung von Straßenbaumaßnahmen nach Hauptgruppen wie folgt:

Hauptgruppen (HG) Kostenanteile
(Mio. Euro)

HG 1 – Grunderwerb 0,737
HG 2 – Untergrund, Unterbau, Entwässerung 5,779
HG 3 – Oberbau 5,571
HG 4 – Brücken 9,391
HG 5 – Stützwände –
HG 6 – Tunnel –
HG 7 – Sonstige Bauwerke –
HG 8 – Ausstattung (z. B. Schutzeinrichtungen, Lärmschutz-
wände)

0,649

HG 9 – Sonstige bes. Anlagen (z. B. Ver- und Entsorgungs-
anlagen, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen)

3,511

Für die OU Duderstadt (Südteil, OU Gerblingerode) verteilen sich die aktuali-
sierten Kosten auf die einzelnen Hauptgruppen gemäß der Kostenberechnung 
nach „Anweisung zur Kostenermittlung und zur Veranschlagung von Straßen-
baumaßnahmen“ (AKVS) wie folgt:

Hauptgruppen (HG) Kostenanteile
(Mio. Euro)

HG 1 – Grunderwerb  1,575
HG 2 – Baustelleneinrichtung, baubegleitende Leistungen  0,833
HG 3 – Verkehrssicherung an Arbeitsstellen  0,028
HG 4 – Erdbau (Untergrund, Unterbau, Entwässerung von 
Straßen), Bodenerkundung, Entsorgung

 9,252

HG 5 – Oberbau  3,969
HG 6 – Konstruktiver Ingenieurbau 22,625
HG 7 – Landschaftsbau  2,152
HG 8 – Ausstattung  0,790
HG 9 – Sonstige besondere Anlagen und Kosten  0,454

18. Ist es zutreffend, dass es im laufenden Planfeststellungsverfahren bei der 
Ortsumgehung Duderstadt (VKE 3) eine zweite Planänderung (s. Eichs-
felder Tageblatt vom 24. Januar 2021) geben wird?

Wenn ja, wann kann die erneute Auslegung geänderter Planfeststellungs-
unterlagen frühestens stattfinden?

Ja. Es ist eine Ergänzung bzw. eine Änderung von Unterlagen erforderlich. Die 
ergänzende Auslegung geänderter Planunterlagen kann voraussichtlich im 
Sommer 2021 erfolgen.
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19. Ist es zutreffend, dass im Zuge der zweiten Planänderung bei der Orts-
umgehung Ferna-Teistungen von einer Reihe von Einwendern eine an-
dere Lage der Anschlussknoten (s. Thüringer Allgemeine vom 24. Mai 
2019) zur Anbindung der Ortschaft Teistungen gefordert wird?

Wenn ja, welche Änderungen der Anschlussknotengestaltung wird kon-
kret gefordert, und welche Vorschläge werden derzeit im Zuge des An-
hörungsverfahrens von der Straßenbauverwaltung in Thüringen geprüft?

Zur Lage der Anschlussknoten wurden keine Einwendungen erhoben. Im Rah-
men der 2. Planänderung sind Einwendungen zur Anbindung der Ortslage 
Teistungen eingegangen. Es wird der Anschluss der bestehenden Trasse der 
B 247 an den Knoten 3 gefordert. Die eingegangenen Einwendungen werden 
im Rahmen der Abwägung bearbeitet.

20. Welchen Sachstand hat die Prüfung der Anschlussknotengestaltung bei 
der Ortsumgehung Ferna-Teistungen durch die Straßenbauverwaltung 
Thüringen derzeit erreicht, und ist auf Basis der bisherigen Ergebnisse 
eine Änderung der Anschlussknotengestaltung machbar?

Das Anhörungsverfahren zur 2. Planänderung ist noch nicht abgeschlossen. Die 
Erwiderungen des Vorhabenträgers liegen bei der Planfeststellungsbehörde vor.

21. Prüft die Straßenbauverwaltung Thüringen eine Anbindung der Ortschaft 
Teistungen zwischen der jetzigen B 247 und dem derzeit geplanten 
Knotenpunkt K 3 (B 247/K 327, Hundeshagen) bzw. einen anderen 
Knotenpunkt im südöstlichen Bereich der Ortschaft Teistungen, um ins-
besondere das Gewerbegebiet „Am Dämmig“ anbinden zu können?

Wenn ja, welche Ergebnisse brachten die Untersuchungen bisher?

Eine Anbindung der jetzigen B 247 an den Knoten 3 ist Gegenstand von Ein-
wendungen. Hintergrund der Einwendungen ist insbesondere die Erreichbarkeit 
des Gewerbegebietes „Am Dämmig“ in Teistungen. Die Prüfung der Anbin-
dung durch den Vorhabenträger ist abgeschlossen. Die Erwiderungen zu den 
Einwendungen liegen der Planfeststellungsbehörde vor. Im Übrigen auf die 
Antwort zu Frage 19 verwiesen.

22. Werden die im Zuge der zweiten Planänderung erhobenen Forderungen 
zur besseren Anbindung des Gewerbegebiets „Am Dämmig“ (s. Thürin-
ger Allgemeine vom 24. Mai 2019) im Zuge einer ggf. weiteren notwen-
digen Planänderung mit einer geänderten Knotenpunktgestaltung berück-
sichtigt?

Inwieweit die erhobenen Einwendungen zu einer weiteren Planänderung füh-
ren, kann noch nicht beurteilt werden, da das Anhörungsverfahren zur 2. Plan-
änderung noch nicht abgeschlossen ist.
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23. Was war der der ausschlaggebende Grund dafür, dass im Zuge der ersten 
Planänderung der Knotenpunkt 5 (B 247/Gemeindestraße, Teistungen/
Teistungenburg) in die Planung aufgenommen wurde, und welche zusätz-
lichen Baukosten ergeben sich durch die Realisierung des Knotenpunkts 
für den Bund, und welche Kosten muss die Gemeinde Teistungen für den 
Anschlussknoten und die Anbindung an das vorhandene Straßennetz 
tragen (bitte auch Baukosten für die Gemeindestraße angeben)?

Die Spange Teistungenburg war im Vorentwurf vor dem Hintergrund, dass bei 
unterschiedlichen Bauausführungen in Niedersachsen und Thüringen entspre-
chende Untervarianten zur Verfügung stehen, enthalten. Im Zuge der weiteren 
Planungen wurde davon ausgegangen, dass die beiden Vorhabenteile zeitgleich 
errichtet werden können und somit bauzeitliche
Provisorien entbehrlich sind. Nach Erörterung der Planung wurde die Spange 
wieder in die Planung aufgenommen und Bestandteil der 1. Planänderung. Ver-
kehrliche Vorteile ergeben sich durch:
• die Bildung verkehrswirksamer Teilabschnitte während der Bauzeit,
• die direkte Anbindung des Verkehrsaufkommens des Schwerpunktes 

„Teistungenburg“ und
• die Möglichkeit zur Führung von Umleitungsverkehr im Havariefall.
Eine endgültige Entscheidung über die Spange Teistungenburg kann erst nach 
Abschluss der Anhörung (des derzeit noch ausstehenden Erörterungstermins) 
getroffen werden.
Die Kosten für die Querspange Teistungenburg einschließlich des Knotens 5 
betragen ca. 1,568 Mio. Euro. Die Gemeinde ist mit ca. 1,423 Mio. Euro daran 
zu beteiligen. Der Knoten 5 unterliegt der Kostenteilung zwischen Bund 
(ca. 0,145 Mio. Euro) und Gemeinde (ca. 0,036 Mio. Euro). Die Kosten der 
Querspange selbst – als Gemeindestraße – sind mit ca. 1,387 Mio. Euro von der 
Gemeinde zu tragen.

24. Ist im Rahmen des laufenden Planfeststellungsverfahrens bei der Orts-
umgehung Ferna-Teistungen ein weiterer Erörterungstermin geplant?

Wenn ja, wann soll dieser Erörterungstermin anberaumt werden?

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens zur 2. Planänderung ist ein Erörterungs-
termin vorgesehen, der noch nicht terminiert ist.

25. Geht die Bundesregierung bei der Verkehrseinheit 1 (VKE 1) der Orts-
umgehung Duderstadt (Ortsumgehung Obernfeld-Mingerode) weiterhin 
von Baukosten in Höhe von 20,3 Mio. Euro aus, wie sie im Projektinfor-
mationssystem des BVWP 2030 angegeben werden, oder liegt eine neue 
Kostenschätzung bzw. Kostenberechnung vor?

Wenn ja, von welchen aktualisierten Baukosten geht die Bundesregie-
rung bei diesem Straßenbauprojekt aktuell aus?

Ja. Der Bundesregierung liegt keine aktualisierte Kostenberechnung vor.
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26. Hat es im Zuge der Aufstellung des BVWP 2030 Rückfragen bzw. Rück-
schleifen bezüglich der Plausibilisierung der Baukosten für die VKE 1 
der Ortsumgehung Duderstadt zwischen dem Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur und der Straßenbauverwaltung des 
Landes Niedersachsen gegeben?

Wenn ja, welche Rückfragen gab es zwecks Plausibilisierung der Bau-
kostenschätzung (bitte genau beschreiben)?

29. Hält die Bundesregierung durchschnittliche Baukosten je Baukilometer 
von rund 3,5 Mio. Euro für die VKE 1 der Ortsumgehung Duderstadt 
(20,3 Mio. Euro für 5,8 Kilometer) für plausibel und belastbar, obwohl 
die angrenzende südliche Verkehrseinheit 2 (Ortsumgehung Westerode) 
schlussendlich 17,1 Mio. Euro kostete (s. Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 18/6303) und sich be-
reits 2015 mithin Baukosten von rund 5,2 Mio. Euro je Baukilometer er-
gaben?

Die Fragen 26 und 29 werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.
Fachgutachter im Auftrag des BMVI haben sämtliche zur Aufnahme in den 
BVWP 2030 erwogene Vorhaben – so auch die OU Duderstadt – einer Plausibi-
litätsprüfung unterzogen. Demnach waren die zur Anmeldung übermittelten 
Baukosten für das Vorhaben nicht zu beanstanden.

27. Hält die Bundesregierung die Baukostenschätzung durch die Straßenbau-
verwaltung des Landes Niedersachsen vor dem Hintergrund der in kurzer 
Abfolge aufgetretenen Baukostensteigerungen – jeweils während der 
Bauphase – bei der Ortsumgehung Barbis (B 243, Baukostensteigerung 
von 65 Prozent, s. Bundestagsdrucksache 18/2408), der Ortsumgehung 
Waake (B 27, Baukostensteigerung 50 Prozent, s. Bundestagsdrucksache 
18/5784) und der Ortsumgehung Westerode (B 446, Baukostensteigerung 
45 Prozent, s. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf 
Bundestagsdrucksache 18/6303) für belastbar?

Ja.

28. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, dass im Zu-
ständigkeitsbereich des Straßenbauamts Goslar gehäuft derart ungenaue 
und letztendlich nicht belastbare Baukostenschätzungen vorgenommen 
wurden, und was ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Grund für 
die in kurzer Abfolge aufgetretenen Baukostensteigerungen, und was hat 
die Bundesregierung gegebenenfalls veranlasst, damit die zuständige 
Straßenbauverwaltung des Landes Niedersachsen diesen aus Sicht der 
Fragesteller vorherrschenden Missstand umgehend abstellt?

Nein. Im Übrigen wird auf die Antworten der Bundesregierung auf die Kleinen 
Anfragen auf Bundestagsdrucksachen 18/5784, 18/6303 und 18/2408 ver-
wiesen.
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30. Ist es zutreffend, dass die Straßenbauverwaltung des Landes Nieder-
sachsen für die VKE 1 der Ortsumgehung Duderstadt (Ortsumgehung 
Obernfeld-Mingerode) Planungsleistungen für die Leistungsphasen 1 
bis 4 ausgeschrieben hat?

Wenn ja, wann sollen die Planungsleistungen vergeben werden, und wie 
sieht der Zeitplan für die Planungsleistungen der Leistungsphase 1 und 2 
(Grundlagenermittlung und Vorentwurfsplanung) aus?

Ja. Die Planungsleistungen sind am 22. Dezember 2020 durch die Straßenbau-
verwaltung des Landes Niedersachsen vergeben worden. Die Leistungsphase 2 
soll bis Juni 2022 beendet sein. Ein Zwischentermin für Leistungsphase 1 
wurde nicht festgelegt.

31. Warum startet die Straßenbauverwaltung des Landes Niedersachsen die 
Planung für ein Straßenbauprojekt, das bei der Nutzen-Kosten-Unter-
suchung nur einen niedrigen Wert von 1,1 erreichte und bei dem die Bau-
kosten nach Ansicht der Fragesteller zu niedrig angesetzt wurden, sodass 
das Nutzen-Kosten-Verhältnis nicht belastbar ist?

Der Deutsche Bundestag hat das Vorhaben mit der Dringlichkeitsstufe „Vor-
dringlicher Bedarf“ in den Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen aufgenom-
men. Es besteht somit ein Planungsauftrag für die Auftragsverwaltung in 
Niedersachsen.
Ergänzend ist anzumerken, dass sich der vollständige verkehrliche Nutzen für 
die OU Westerode (im Jahr 2015 fertiggestellter Mittelteil der Ortsumgehung 
Duderstadt) erst einstellt, wenn auch der Nordteil und der Südteil der Orts-
umgehung Duderstadt realisiert sind.

32. Wie viele Vorhaben des Bedarfsplans Straße in Niedersachsen, für die 
bisher die Planung noch nicht begonnen wurde, weisen ein Nutzen-
Kosten-Verhältnis von größer oder gleich 1,1 auf (bitte Projekte unter 
Angabe der Baulänge und Baukosten benennen)?

Straße von bis Länge Kosten
A 027 AK Bremen AS HB-Überseestadt 2,0 11,4
B 001 OU Einum/Bettmar 4,0 13,5
B 004 AS Braunschweig-Wenden s Meine 3,4 24,1
B 051 OU Twistringen 7,7 25,5
B 051 OU Bad Iburg 7,0 57,2
B 065 OU Ilten 4,0 12,2
B 065 OU Dungelbeck 3,0 9,4
B 065 ö Bückeburg ö Vehlen 2,6 12,4
B 065 w Nordgoltern ö Everloh 10,8 39,1
B 065 ö Sehnde w Peine 19,1 66,1
B 071 w Uelzen B 4n 3,7 14,4
B 071 OU Zeven 3,3 9,8
B 072 Georgsheil (B 72) Bangstede 7,6 22,4
B 079 OU Wolfenbüttel 9,8 34,7
B 083 OU Grohnde 3,1 10,8
B 083 OU Steinbergen 2,1 9,1
B 083 W-OU Hameln 1,5 10,6
B 191 OU Eschede 4,4 15,4
B 213 OU Bawinkel 3,9 13,1
B 214 OU BS-Watenbüttel 1,8 10,3
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Straße von bis Länge Kosten
B 215 OU Landesbergen 4,0 17,8
B 216 OU Barendorf 3,0 8,7
B 216 OU Bavendorf 2,2 6,0
B 218 OU Ueffeln 2,2 6,9
B 238 OU Steinbergen 1,5 16,1
B 238 OU Möllenbeck 1,8 7,7
B 239 OU Wagenfeld 4,2 11,2
B 248 OU Dannenberg (B 216/B 248) 3,6 11,3
B 248 OU Schaafhausen 2,4 8,1
B 248 OU Jameln 2,8 8,2
B 248 OU Grabow 1,8 5,1
B 248 OU Beinum 2,7 8,6
B 248 OU Lobmachtersen 2,1 6,9
B 408 Haren Emmeln 2,9 12,0
B 436 OU Friedeburg 1,7 5,6
B 441 OU Loccum 4,0 12,5
B 442 NW-OU Hachmühlen 1,5 3,9
B 443 OU Koldingen 2,6 8,9
A 001 Lgr. HB/NI AS Bremen/Brinkum 1,0 12,6
A 001 AS Bremen/Brinkum AD Stuhr 6,0 70,3
A 001 AK Bremen Lgr. HB/NI 2,3 16,7
A 021 AD Geesthacht (A 25) AS Rönne 1,2 40,1
A 021 AS Rönne AD Handorf (A 39) 12,0 153,6
B 001 Barntrup W Elzw (B 3) 11,8 51,5
B 001 N-OU Elze 2,0 6,8
B 001 w Heyersum ö Gr. Escherde 2,6 15,2
B 003 OU Bergen 4,4 15,6
B 003 OU Ammensen 2,0 5,4
B 006 Hann.-Stöcken (K 321) Stöck 2,1 64,0
B 051 s Bad Iburg (B 51) Hilter (A 33) 9,7 41,4
B 065 OU Bad Essen/Wehrendorf 13,3 59,1
B 071 OU Soltau 7,5 27,4
B 072 OU Hesel 4,4 14,1
B 209 OU Walsrode 6,4 16,6
B 212 OU Elsfleth 6,0 27,6
A 002 AS Hannover-Herrenhausen AD Hannover-W 2,6 48,7
A 007 AD Walsrode AD Hannover-N 31,1 237,0
B 003 OU Wülfingen 1,9 5,9
B 006 OU Syke 10,8 42,8
B 027 OU Waake B 446 2,8 16,4
B 027 ö Roringen OU Waake 1,5 5,7
B 051 Ostercappeln Belm 3,8 23,9
B 064 OU Mainzholzen 1,5 6,2
B 064 OU Wenzen 2,8 11,0
B 065 AS Bad Nenndorf AS Hannover-Anderten 33,0 331,5
B 071 OU Munster 5,9 15,0
B 071 OU Selsingen 5,5 20,1
B 071 OU Groß Liedern 2,5 10,7
B 075 OU Tostedt – Wistedt 6,9 22,7
B 079 Verlegung s. Wolfenbüttel A 395 9,1 53,6
B 083 OU Deckbergen 4,3 18,6
B 083 OU Stahle 1,1 9,2
B 188 OU Ahnsen 2,4 8,7
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Straße von bis Länge Kosten
B 188 OU Dannenbüttel 11,9 3,8
B 188 OU Osloß 3,4 10,6
B 188 OU Weyhausen 3,4 10,4
B 188 A 39 L 322 4,7 34,3
B 188 OU Vorsfelde 2,9 19,3
B 191 OU Stöcken 1,6 5,4
B 209 OU Amelinghausen 3,5 9,9
B 209 OU Rethem 2,7 13,7
B 212 OU Ellwürden 1,8 11,0
B 214 OU Fürstenau 7,5 26,3
B 214 OU Ankum 5,1 18,9
B 214 OU Bersenbrück 2,6 11,9
B 214 OU Schwagstorf 2,3 9,1
B 214 OU Rehden Wetschen 6,8 22,7
B 214 OU Borstel 3,2 10,6
B 214 OU Steimbke 6,4 16,5
B 214 OU Schwarmstedt 7,2 26,6
B 216 OU Oldendorf 1,8 6,0
B 216 OU Metzingen 2,4 7,0
B 218 OU Merzen 2,6 7,9
B 218 OU Venne 3,0 11,5
B 240 OU Halle 1,8 6,7
B 241 OU Hammenstedt (Northeim – Katlenburg) 1,4 4,7
B 241 OU Dorste 3,3 11,3
B 241 OU Katlenburg 3,7 16,1
B 242 OU Clausthal-Zellerfeld 3,3 9,0
B 243 OU Herzberg 8,5 68,3
B 248 OU Lübbow 2,6 8,1
B 248 OU Saaße 1,4 4,1
B 248 A 39 A 395 4,9 36,5
B 401 Dörpen Bgr. D/NL 2,3 6,1
B 403 OU Emlichheim 3,1 10,3
B 214 OU Steinfeld 6,4 20,6
B 437 OU Varel 5,7 26,0
B 439 B 322 s Heiligenrode 4,0 11,4
B 441 w Hagenburg 5,1 17,2
B 442 W-OU Neustadt am Rübenberge 6,3 18,9
B 444 OU Groß Ilsede 4,0 13,2
B 446 OU Lütgenrode 2,5 10,0

33. Für welche Straßenbauprojekte des Bedarfsplans Straße sind in Nieder-
sachsen und Thüringen seit dem 1. Oktober 2020 Planfeststellungs-
beschlüsse ergangen, und für welche Straßenbauprojekte wird bis zum 
30. Juni 2021 ein Planfeststellungsbeschluss erwartet?

Seit dem 1. Oktober 2020 sind in Niedersachsen keine Planfeststellungs-
beschlüsse für Bundesstraßen ergangen. Bis zum 30. Juni 2021 wird der Plan-
feststellungsbeschluss für die B 3, Ortsumgehung Celle (Nordteil) erwartet. Der 
bisher für Juni 2021 disponierte Planfeststellungsbeschluss für die B 247, Orts-
umgehung Duderstadt, Südteil (OU Gerblingerode – Landesgrenze Nieder-
sachsen/Thüringen) wird sich aufgrund von Änderungserfordernissen resultie-
rend aus der Avifauna verzögern (siehe auch Antwort zu Frage 18). Bei den 
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Autobahnmaßnahmen (Abwicklung durch Land Niedersachsen) werden bis 
zum 30. Juni 2021 ebenfalls keine Planfeststellungsbeschlüsse erwartet.
Seit dem 1. Oktober 2020 sind in Thüringen keine Planfeststellungsbeschlüsse 
für Bedarfsplanmaßnahmen im Zuge von Bundesstraßen ergangen. Bis zum 
30. Juni 2021 wird kein Planfeststellungsbeschluss erwartet.

34. Für welche Straßenbauprojekte des Bedarfsplans Straße wurden in Nie-
dersachsen und Thüringen seit dem 1. Oktober 2020 Planfeststellungs-
verfahren eingeleitet, und für welche Straßenbauprojekte wird bis zum 
31. Dezember 2021 mit der Einleitung eines Planfeststellungsverfahrens 
gerechnet?

Für folgende Maßnahmen wurden in Niedersachsen seit 1. Oktober 2020 Plan-
feststellungsverfahren eingeleitet:
• A 7, 6-streifiger Ausbau, nördlich Dorfmark bis Fallingbostel,

eingeleitet am 1. Oktober 2020,
• A 27, neue Anschlussstelle Achim-West (östlich Bremer-Kreuz),

eingeleitet am 15. Oktober 2020,
• A 33, 4-streifiger Neubau, Osnabrück/N (A 1) – Osnabrück/Belm,

eingeleitet am 20. Oktober 2020,
• A 39, 4-streifiger Neubau, Ehra (L 289) – Wolfsburg (B 188),

eingeleitet am 18. Dezember 2020,
• B 72 (E 233), Cloppenburg (B 213) – Cloppenburg (A 1),

eingeleitet am 21. Dezember 2020.
Für die nachstehende Maßnahme wird die Einleitung des Planfeststellungs-
verfahrens im Dezember 2021 angestrebt:
• B 213 (E 233), ergänzender Lärmschutz Ortsumgehung Cloppenburg.
Seit dem 1. Oktober 2020 wurden in Thüringen keine Planfeststellungsverfah-
ren für Straßenbauprojekte des Bedarfsplans eingeleitet. Im II. Quartal 2021 
soll das Planfeststellungsverfahren für die B 175 Ortsumgehung Großebersdorf, 
Frießnitz und Burkersdorf eingeleitet werden.
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